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AKTUELL 

Österreich nähert sich 
der Nato an 

Österreich und die Na to  haben  a m  
Donnerstag in Wien ein Abkommen  
unterzeichnet, das die Anwesenheit  
ausländischer Truppen i m  Rahmen  
de r  Partnerschaft für  den  Frieden re­
gelt. Die  Zei t  der  Berührungsängste 
mit der  N a t o  sei vorbei,  sagte Aus-
senminister Wolfgang Schüssel nach 
einem Gespräch mi t  Nato-General­
sekretär  Javier Solana. Österreich 
werde nach dem Nato-Gipfel in 
Madrid im Juli seinen Standort  in de r  
europäischen Sicherheitsarchitektur 
neu definieren. Es ist de r  erste Be-

Nato-Generalsekretär Javier Solana 
(links) und Österreichs Aussenmi-
nister Wolfgang Schiissel unterzeich­
neten gestern ein Abkommen im Rah­
men der Partnerschaft f ü r  den Frie­
den. 

such eines Nato-Generalsekretärs in 
Österreich. Solana t r a f - a u c h  mit 
Bundeskanzler Franz Vranitzky und 
Bundespräsident Thomas Klestil zu­
sammen. Österreich war 1995 de r  
Partnerschaft für den Frieden beige­
treten. Z u r  Frage d e r  Ost-Erweite­
rung de r  Na to  sagte Solana, das  
Bündnis werde noch vor dem Madri­
der  Gipfel seine Beziehungen zu 
Russland vertiefen. «Wir wollen 
s o  schnell wie möglich eine bilate­
rale Verbindung aufbauen», sagte 
Solana. 

Frauen müssen nicht 
einrücken 

Die Schweizer Frauen müssen 
auch künftig nicht in den  Dienst  ein­
rücken. D e r  Bundesrat  verzichtet auf 
die Einführung einer obligatorischen 
Dienstpflicht für Frauen. Gemäss  
den Empfehlungen einer  Studien­
kommission soll in d e r  Schweiz auch'  
keine allgemeine Dienstpflicht für 
Gemeinschaftsaufgaben geschaffen 
werden. D e r  Bundesrat  ha t te  1992 
eine Studienkommission beauftragt 
z u  prüfen, o b  die Wehr- und Schutz­
pflicht durch eine allgemeine Dienst­
pflicht ode r  eine Gesamtverteidi-
gungsdienstpflicht abzulösen sei und 
ob. die Frauen einzubeziehen seien. 
Zurzeit und  in absehbarer  Zukunf t  
bestehe kein Bedarf, die Rekrut ie­
rungsbasis d e r  bestehenden Dienst-
pflichtorganisationen durch d e n  Ein­
bezug von Frauen wesentlich zu er­
höhen, kommt  die von de r  Waadtlän-
der  FDP-Nationalrätin Christiane 
Langenberger präsidierte 27köpfige 
Kommission zum Schluss. 
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Oh Ilappy Days! 

Bis 70% Rabatt! 

Mütter, Väter und Kinder freuen sich 
Höhere Kinderzulagen werden in diesen Tagen erstmals ausbezahlt - Erfolgreiche Initiative der FBPL 

(G.M.) - Mütter, Väter und Kinder 
freuen sich dieser Tage - ins Haus kom­
men höhere Kinderzulagen. Mit einer 
formulierten Initiative hatte die FBPL-
Fraktion schon im Sommer 1996 eine 
Anhebung der monatlichen Zulagen ge­
fordert. Im vergangenen Herbst stimmte 
der Landtag dem Vorstoss zu. D ie  Aus­
zahlung der erhöhten Kinderzulagen er­
folgt erstmals für den Januar 1997. 

«Der  Erziehungsarbeit der  El tern 
kommt in unserer Gesellschaft eine 
grosse Bedeutung zu», argumentierte die 
FBPL-Fraktion bei d e r  Lancierung des  
Vorstosses zur Erhöhung de r  Kinderzu­
lagen. Auch wenn diese Kinderzulagen 
nu r  einen kleinen Beitrag an die tatsäch­
lichen Kosten de r  Erziehungsarbeit dar­
stellten, seien sie doch für  viele Familien 
und Alleinerziehende wichtig. 

D i e  FBPL-Abgeordneten schlugen 
eine Erhöhung der  Kinderzulagen u m  20 
Franken vor, weil die Zulagen letztmals 
im Frühjahr  1994 angepasst worden 
waren. Die Finanzierbarkeit der  Kinder­
zulagen erachteten die Familienpolitiker 
als gegeben, weil de r  Fonds de r  Familien-
ausgleichskasse zum damaligen Zeit­
punkt einen Stand von fast 80 Millionen 
Franken erreicht hatte. Überdies würden 
die Einnahmen des Fonds trotz e iner  
kurz zuvor vorgenommenen Reduktion 
des Beitragssatzes der  Arbei tgeber  über  
d e n  jährlichen Ausgaben liegen. 

Mütter, Väter und Kinder freuen sich -
dank einer FBPL-Initiative gibt es höhere 
Kinderzulagen. (Archivbild) 

Nach dieser Erhöhüng  beträgt  die nun  
dieserTage ausbezahlte Kinderzulage für 
jedes  Kind monatlich 230 Franken.  
Sobald ein Kind däs 10. Altersjahr 

erreicht  hat, erhöht  sich die Zulage auf 
280 Franken.  Wenn eine Familie Zwil­
linge o d e r  m e h r  als zwei zulagenberech­
tigte Kinder  hat, beträgt die Kinder­
zulage ebenfalls 280 Franken.  

Die  FBPL-Fraktion war  sich bei ihrem 
erfolgreichen Vorstoss bewusst, dass die 
vorgeschlagene lineare Erhöhung de r  
Kinderzulage in sozialpolitischer Hin­
sicht eine gewisse Problematik aufweist: 
Gutverdienende Eltern sollten eigentlich 
nicht im gleichen Ausmass in den  Genuss  
dieser Familienförderung kommen__yvie 

{£Familien mit  einem schmaleren Einkom-
| ; m j j t f t J n v d e r  Initiative zum Durchhruch 
^tflVörhelfeh>"twurde jedoch dieser ein-

|v{aöhste: und  schnellste Weg de r  linearen 
'Erhöhung-gewähl t ,  die Regierung a b e r  
gleichzeitig eingeladen, Abklärungen 
ü b e r f e i n  "sozialpolitisch gerechteres 
System vorzunehmen. 

D i e  Regierung war in d e r  relativ kur­
zen Ze i t  de r  parlamentarischen Behand­
lungsdauer d e r  FBPL-Initiative nicht in 
d e r  Lage, diesbezüglich einen Antrag_zu 
unterbreiten.  Z u r  Diskussion stehen für 
d ie  nähere  Zukunft  die Abklärungen 
ü b e r  einkommensabhängige Ergän­
zungsleistungen zu den Familienzulagen. 
Dieser  Zusatz  könnte au f  die Bedürf­
nisse d e r  einzelnen Bezüger abgestimmt 
werden,  was sozialpolitisch zweifellos 
wünschbar wäre, wie Landtag und Regie­
rung gleichermassen betonten.  

Den Tibetern in Liechtenstein eine Zukunft öffnen 
Überreichung einer Bittschrift an Regierungschef Dr. Mario Frick gestern nachmittag 

(gh) - Gestern überreichte eine Dele­
gation von Schülern, Eltern und Lehrern 
der Realschule Balzers im Regierungsge­
bäude eine Botschaft an Regierungschef 
Dr. Mario Frick, deren Inhalt unmissver-
ständlich war: «Lasst die Tibeter in unse­
rem Land! Nur hier haben sie eine Zu­
kunft. Eine Rückschaffung führte sie in 
Tod und Verderben.» 

Dazu sagte uns Wilfried Vogt, Schullei­
t e r  de r  Realschule Balzers: «In unserer 
Abschlussklasse sind zwei Tibeterinnen. 
Sie müssen jetzt  ins Berufsleben. Wir 
fühlen uns auch für die ausserschulische 
Zukunf t  unserer  Schülerinnen verant­
wortlich. Bei  den Tibeterinnen, deren 
Aufenthaltsgenehmigungen n u r  proviso­
risch sind, ist diese Zukunf t  besonders 
unsicher. Sie haben sich sehr  gut bei uns 
eingelebt, zeigen einen ungebrochenen 
Willen, unsere Sprache und  Kultur noch 
besser kennenzulernen: Ihre einzige Per­
spektive i n  einem Leben,  das  sie abrupt  
von  den eigenen Wurzeln getrennt hat .  
Solidarität gehört  zu unserem humanisti­
schen und christlichen Verantwortungs-
bewusstsein. Liechtenstein will sich in­
ternational profilieren; dazu gehört, ge­
r ade  weil es ein Land ohne  Waffen ist, 
einen Beitrag für den Frieden zu leisten, 
e ine  für die Zukunft  aller Menschen in 
unserem Land  akzeptable Lösung zu fin­
den.» 

Gestern überreichte eine Delegation von Schülern, Eltern und Lehrern der Realschule 
Balzers Regierungschef Dr. Mario Frick eine Botschaft, die den Tibetern ein Verblei­
ben in Liechtenstein sichern soll. (Bild: vito) 

Mario Frick, überrascht, dass so viele, 
nämlich 18 Menschen, d ie  Petition über­
reichten, begrüsste die Solidarität de r  
Bevölkerung und  den  Idealismus, mit 
dem sie sich für  die Ausländerinnen im 
Land einsetzt. E r  bestätigte, dass es zwar 

in den  nächsten zwei bis drei Monaten zu 
einer definitiven Entscheidung kommen 
werde, e r  a b e r  im Moment  nichts ver­
sprechen könne, ausser d e r  Regierung 
«eins zu eins» diese Petition zur  Kenntnis 
zu geben.  

Kennzeichnung von Gen-Produkten verabschiedet 
Gegen den Widerstand von Verbraucherschützern - Rexrodt und Seehofer zufrieden 
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Im Zentrum Kaufin, Schaan  

Strassburg (AP) Das Europaparla­
ment hat am Donnerstag eine Kenn­
zeichnungspflicht von gentechnisch ver­
änderten Lebensmitteln verabschiedet, 
die allerdings eine Reihe von Ausnah­
men zulässt. Die  Verordnung über neuar­
tige Lebensmittel sieht vor, dass bei­
spielsweise veränderte unverarbeitete 
Agrarprodukte wie Tomaten, Sojaboh­
nen oder Mais gekennzeichnet werden 
müssen, nicht aber ein Teil der daraus 
hergestellten Produkte. 

Während Verbraucherschützer den  
Beschluss kritisierten, sprach Bundes­
wirtschaftsminister Gün te r  Rexrodt  von 
e ine r  praktikablen u n d  vernünftigen Lö­
sung, die den  Interessen 4 e r  Verbraucher 

nach Information gerecht werde. Bun­
desgesundheitsminister Hors t  Seehofer  
nannte  die Entscheidung einen «grossen 
Sieg für  d e n  Verbraucherschutz». E r  ver­
sicherte, es wüfden nu r  Produkte  geneh­
migt, die gesundheitlich unbedenklich 
seien. D i e  «umfassende Kennzeichnung» 
sei keineswegs ein Warnhinweis, sondern 
die Grundvoraussetzung für Akzeptanz  
und Vertrauen d e r  Bevölkerung. 

Nach d e r  sogenannten Novel-Food-
Verordnung unterliegen gentechnisch 
veränderte  Lebensmittel jetzt e inem Z u ­
lassungsverfahren, in d e m  Auswirkungen 
au f  Gesundhei t .  und  Umwel t  geprüft 
werden. D i e  sozialdemokratische Euro­
paabgeordnete Dagmar  Roth-Behrendt  

erklärte, die Verordnung erfülle alle Ver-
braucherforderungen nach ausreichen­
d e r  Information auf  Etiketten. Sie wurde 
mit 339 Ja-Stimmen gegen 60 Nein-Stim-
men bei fünf Enthaltungen verabschie­
det .  

D i e  Grünen-Abgeordnete  Hiltrud 
Beyer sprach dagegen von einem Betrug 
a n  de r  Mehrheit  d e r  Verbraucher, d ie  
einen schärferen Schutz wolle. In  einer  
Erklärung des Bundes für Umwelt- und 
Naturschutz Deutschland (Bund) und 
den  Neuform-Reformhäusern wurde 
darauf  verwiesen, dass die meisten Pro­
dukte  aus gentechnisch veränderten 
Rohstoffen auch in Zukunft  nicht ge­
kennzeichnet würden.  

KOMMENTAR 

Die V U  tut was. Die beim «Vater­
land» auch. Manche haben sogar so  
viel z u  tun, dass sie noch Zeit haben, 
sich Gedanken z u  machen, was an­
dere tun. Das ist eine schöne Sache, 
vor allem weil man sich beim Gedan­
kenmachen so phantasievolle und 
kreative Geschichten, ja  sogar Bösar­
tigkeiten, ausmalen kann. Oder was 
glauben Sie, wieviel Zeit  man haben 
muss, um sich auszudenken, dass 
der Regierungschefkandidat Thomas 
Büchel plötzlich z u m  Parteisekretär 
mutiert sein sollte? Die 'Zeit kann 
man dem Chefredaktor vom «Vater­
land» durchaus gönnen und seine 
journalistischen Fähigkeiten sollen 

Zu nahe an den 
Bürgern? 

auch nicht in Frage gestellt werden. 
Kreativität braucht es j a  in diesem 
Beruf. Äusserst fraglich ist jedoch, 
dass erfundene - oder soll man es 
besser an den Haaren herbeigezogen 
benennen? - Geschichten plötzlich 
als Faktum verkauft werden. Ist das 
nun die neue Berufsethik oder gän­
gige Politkultur? Schade, wenn Tho­
mas Büchel als Sekretär bezeichnet 
wird, weil er während seiner Amtszeit 
immer darauf bedacht war, den Kon­
takt mit den Bürgern z u  suchen und 
dies nun auch während der Wahlzeit 
tut. Bürgernähe sollte in der Politik 
eigentlich geschätzt und  nicht als 
unterschwelliger Vorwurf benutzt 
werden, die Regierungsarbeit würde 
dadurch leiden. Der Kontakt zum 
Bürger ist im Gegenteil eine Be­
reicherung für  Politiker oder sollte es 
Zumindest sein. Dann würde mal im 
Sinne vom Volk gehandelt! 

Tina Kaufmann 

SBG suspendiert 
Konzernarchivar 

Zürich (AP)  D e r  SBG-Konzern-
archivar ist wegen d e r  Vernichtung 
von Ak ten  der  SBG-Tochter Eiba 
suspendiert worden. Sanktionen Hess 
SBG-Sprecherin Ger t rud  Erismann-
Peyer a m  Donnerstag vorerst offen. 
Bankenkommission u n d  Bankier­
vereinigung erwägen Präzisierungen 
zum Aktenvernichtungsverbot.  

Die  bankinternen Untersuchun­
gen und Abklärungen gegen den 
Konzernarchivar d e r  Schweize­
rischen Bankgesellschaft (SBG),  
Vizedirektor Erwin Haggenmüller,  
sind noch nicht abgeschlossen, wie 
Erismann auf  Anfrage d e r  A P  sagte. 
E r  hat te  letzte Woche al te Akten  de r  
Eidgenössischen Bank  (Eiba)  ver­
nichten lassen, laut  S B G  alte Kredit-
und Sitzungsprotokolle, die unter 
historischen Gesichtspunkten aus­
sortiert worden seien; es habe keine 
Kundendokumente darunter  gehabt.  
Allfällige personalrechtliche Sank­
tionen sind laut Erismann vor  Ab-
schluss de r  Untersuchungen offen. 
Haggenmüller sei aber  a m  vergange­
nen  Dienstag suspendiert worden. 

D i e  Eidgenössische Bankenkom­
mission (EBK) h a t  nach mündlicher 
Orientierung durch die SBG von die­
ser einen schriftlichen Bericht über 
das Untersuchungsergebnis verlangt, 
wie EBK-Direktor  Daniel Zuber-
bühler auf  Anfrage sagte. Die 
bankengesetzliche Revisionsstelle 
werde danach prüfen müssen, o b  de r  
Sachverhalt von.  d e r  Bankgesell­
schaft richtig dargestellt worden sei. 
O b  sich Massnahmen gegen die 
Bank aufdrängten, werde sich dann 
zeigen. «Vorerst warten wir ab», sag­
te  Zuberbühler.  Auch die strafrecht­
liche Untersuchung de s  Vorfalls war 
a m  Donnerstag weiterhin im Gänge.  


